
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

vor Ihnen liegt die Mai-Ausgabe des „NRW Infodienst Schuldnerberatung“ mit interessanten und ak-

tuellen Beiträgen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/.  

Unter Corona Update finden Sie dort auch wesentliche Informationen zur Corona-Pandemie. 

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihr Redaktionsteam 

 

 

Allgemeines 

 

Not-Hilfen für einkommensarme Haushalte und Familien gefordert 

Anlässlich der Verabschiedung des Sozialschutzpakets II kritisieren die Wohlfahrtsverbände eine so-

ziale Schieflage dadurch, dass die existenziellen Notlagen einkommensarmer Menschen in der 

Corona-Krise von der Politik übersehen werden. Hilfsangebote (z.B. der Tafeln) und Sonderangebote 

in Supermärkten stehen kaum zur Verfügung und Zusatzkosten für Kinder im Homeschooling seien 

nicht zu schultern. Bildungsbenachteiligung verfestige sich jetzt und sei kaum wieder aufzuholen. 

Zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts und für Solidarität gerade auch mit den Ärmsten fordern 

die Wohlfahrtsverbände daher eine finanzielle Soforthilfe für alle Menschen, die existenzsichernde 

Sozialleistungen wie Hartz IV, Kinderzuschlag, Altersgrundsicherung oder nach dem Asylbewerber-

leistungsgesetz beziehen. Pressemitteilungen mit unterschiedlichen Akzentuierungen:  

Der Paritätische Gesamtverband vom 14.05.2020 Diakonie Deutschland vom 14.05.2020  

AWO Bundesverband vom 30.04.2020  

 

Arbeitslosenzentren und Erwerbslosenberatungsstellen über 2020 hinaus in NRW erhalten!  

Der Bedarf nach unabhängiger sozialrechtlicher, existenzsichernder Beratung von arbeitslosen, von 

Arbeitslosigkeit bedrohten oder prekär bzw. ausbeuterisch beschäftigten Menschen besteht unver-

ändert bzw. wächst bedingt durch die Coronakrise. Ein Aufbau von spezifischen Beratungsstrukturen 

gegen ausbeuterische Beschäftigung darf daher keinesfalls zu einer Verdrängung der bisherigen Rat-

suchenden und Besucher*innen in Arbeitslosenzentren und Erwerbslosenberatungsstellen führen. 

Deswegen unterstützt die LAG Freie Wohlfahrtspflege NRW den Beschlussvorschlag im Antrag von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Arbeitsschutz zur Bekämpfung der ausbeuterischen Beschäftigung 

auszubauen. Stellungnahme der LAG FW NRW vom 21.04.2020   

 

 NRW  INFODIENST      M A I  2 0 2 0  

 SCHULDNERBERATUNG  
 H E R A U S G E G E B E N  V O N  D E N  F A C H B E R A T E R * I N N E N  F Ü R  S C H U L D N E R B E R A T U N G  

 D E R  F R E I E N  W O H L F A H R T S P F L E G E  N R W  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/
https://www.fbsb-nrw.de/info-center/corona-update/
https://www.der-paritaetische.de/presse/steuerschaetzung-paritaetischer-mahnt-zur-solidarischen-krisenbewaeltigung/
https://www.diakonie.de/diakonie-zitate/diakonie-zitat-unser-sozialsystem-ist-nicht-krisenfest-arme-menschen-und-familien-brauchen-jetzt-angemessene-loesungen
http://www.awo.org/mehr-hilfe-fuer-arme-menschen-der-corona-krise
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/positionen/ansicht/detail/news/detail/News/stellungnahme-zu-unabhaengige-beratung-von-langzeitarbeitslosen-ist-ein-bundesweites-vorbild-arbei/cache/no_cache/
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Wo bleibt der Pflegebonus? 

Sie sind die Helden der Gegenwart und werden reichlich gelobt -  doch was ist eigentlich mit den 

versprochenen Bonus-Zahlungen für die Pflegekräfte? Die Wohlfahrtsverbände fordern, dass die Prä-

mie solidarisch finanziert und zeitnah ausgeschüttet wird. Wo bleibt der Pflegebonus? 

 

ZDF- Doku: Die Inkasso Falle - Geldeintreibern auf der Spur  

Schulden sind ein Milliardengeschäft für Inkasso-Unternehmen.  Seit Jahren beklagen Schuldnerbe-

rater*innen und Verbraucherschützer, dass viele Inkasso-Unternehmen unseriös arbeiten. Die Doku-

mentation blättert, mit kritischem Blick, die Thematik mit vielen Facetten auf. Der Sendung ist bis 

zum 05.05.2021 in der ZDF-Mediathek zu sehen.  

ZDF- Doku: Die Inkasso Falle - Geldeintreibern auf der Spur  

 

Armutszeugnis – Wie das deutsche Fernsehen die Unterschichten vorführt. 

Ein Arbeitspapier der Otto Brenner Stiftung analysiert die Armutsberichterstattung in Deutschland: 

Welches Bild zeichnen die Medien in Deutschland von Armut? Medienwissenschaftler Bernd Gäbler hat 

mehr als hundert Stunden RTL II geschaut und Sendungen wie „Hartz und herzlich“ und „Armes 

Deutschland – Stempeln oder abrackern?“ unter die Lupe genommen. Aber auch Berichte von ARD 

und ZDF, in denen Armut thematisiert wird, werden beschrieben und bewertet. Das Arbeitspapier will 

u.a. einen Anstoß geben, über adäquate Formen der medialen Repräsentation der Betroffenen nach-

zudenken. Autor und Stiftung rufen Journalisten- und Sozialverbände auf, gemeinsam mit den Be-

troffenen einen „Leitfaden zur respektvollen Armutsberichterstattung“ zu erstellen.  

Otto Brenner Stiftung 

 

B90/Grüne fordern sofortige Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens auf 3 Jahre  

Unter dem Titel “COVID-19-Insolvenzfolgen-Abmilderungsgesetz” haben B90/Grüne einen eigenen 

Gesetzentwurf vorgelegt (BT-Drs. 19/18681). Darin werden die Regelungen des Art. 5 Nr. 1, 3-5 des 

BMJV-Referentenwurfs vom 13.02.2020 wortgleich übernommen. Allerdings würde das Inkrafttreten 

der Änderungen radikal nach vorne verlegt. Quelle: LAG Schuldnerberatung Hamburg 

 

 

Für die Praxis 

 

Sozialschutz-Paket II 

Bundestag und Bundesrat haben am 14. und 15.05.2020 das „Gesetz zur weiteren Abfederung der 

sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie (Sozialschutzpaket II)“ beschlossen. Das 

Sozialschutzpaket II wird in Kürze im Bundesgesetzblatt veröffentlicht (worden sein). Die Regelungen 

sind dann unter www.gesetze-im-internet.de zu finden.  

Das Gesetzes-Paket enthält folgende existenzsichernde Maßnahmen (auf Änderungen zum Sozial-

dienstleistereinsatzgesetz – SodEG – gehen wir nicht ein): 

 

Verbesserte Bedingungen beim Kurzarbeitergeld 

 Das Kurzarbeitergeld wird für diejenigen, die Kurzarbeitergeld für ihre um mindestens 50 Pro-

zent reduzierte Arbeitszeit beziehen, ab dem vierten Monat des Bezugs auf 70 Prozent (bzw. 

77 Prozent für Haushalte mit Kindern) und ab dem siebten Monat des Bezuges auf 80 Prozent 

(bzw. 87 Prozent für Haushalte mit Kindern) des pauschalierten Netto-Entgelts erhöht, längstens 

bis 31. Dezember 2020 (§ 421 c Absatz 2 SGB III).   

https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/ansicht/detail/news/detail/News/wo-bleibt-der-pflegebonus/cache/no_cache/
https://www.zdf.de/dokumentation/zdfinfo-doku/-die-inkasso-falle-geldeintreibern-auf-der-spur-100.html
https://www.otto-brenner-stiftung.de/sie-moechten/presseinfos-abrufen/detail/news/wie-das-fernsehen-die-unterschichten-vorfuehrt/news-a/show/news-c/NewsItem/news-from/112/
https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2020/b90-gruene-fordern-sofortige-verkuerzung-des-restschuldbefreiungsverfahrens-auf-3-jahre/?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed%3A+RSS-Schuldnerberatung+%28RSS+Schuldnerberatung%29
http://www.gesetze-im-internet.de/
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 Für Arbeitnehmer*innen in Kurzarbeit werden die bereits bestehenden Hinzuverdienstmöglich-

keiten mit einer Hinzuverdienstgrenze bis zur vollen Höhe des bisherigen Monatseinkommens 

bis zum 31. Dezember 2020 verlängert und für alle Berufe geöffnet (Änderungen gegenüber 

dem Sozialschutzpaket I, § 421 c Absatz 1 SGB III). 

 

Verlängerung der Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld 

 Das Arbeitslosengeld wird für diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch zwischen 

dem 1. Mai 2020 und dem 31. Dezember 2020 enden würde (§421 d SGB III). 

 

Mittagessen trotz pandemiebedingter Schließungen 

 Schüler*innen sowie Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege 

geleistet wird, können auch bei pandemiebedingten Schließungen dieser Einrichtungen mit Mit-

tagessen im Rahmen des Bildungspakets versorgt werden. Dies gilt entsprechend auch für Leis-

tungsberechtigte in Werkstätten für behinderte Menschen und bei vergleichbaren Angeboten 

(§ 68 SGB II, § 42 SGB XII, § 20 Absatz 7a BKGG, § 3 Absatz 4a AsylbLG, § 88 b BVG). Auch 

pandemiebedingte Mehrkosten sowie die Kosten für die Lieferung des Essens werden übernom-

men.   

 

Weiterzahlung von Waisenrenten 

 Waisenrenten werden auch dann (weiter-)gezahlt, wenn bedingt durch die Corona-Pandemie 

Ausbildungen und Freiwilligendienste später als üblich beginnen (§ 304 Absatz 2 SGB VI, § 218g 

Absatz 2 SGB VII u.a.). Diese Regelung tritt rückwirkend zum 01.01.2020 in Kraft. 

Alle anderen Regelungen treten am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Pressemitteilungen BMAS vom 14.05.2020 Bundesrat Kompakt vom 15.05.2020  

 

Elterngeldreform mit Anpassungen verabschiedet 

Die Elterngeldreform wurde am 07.05.2020 vom Bundestag und am 15.05.2020 vom Bundesrat ver-

abschiedet. Aufgrund der Corona-Pandemie bestehen für viele Eltern Unsicherheiten beim Elterngeld. 

Gerade in systemrelevanten Berufen werden Eltern an ihrem Arbeitsplatz dringend benötigt und müs-

sen mehr arbeiten als vorgesehen. Bei anderen wirken sich eine Freistellung oder Kurzarbeit bei der 

Berechnung des Elterngeldbezugs nochmals aus. Die nachfolgenden Regelungen gelten rückwirkend 

ab 1. März 2020 und sehen im Kern folgendes vor: 

 Eltern, die in systemrelevanten Branchen und Berufen arbeiten, sollen ihre Elterngeldmonate 

aufschieben können. Sie können diese auch nach dem 14. Lebensmonat ihres Kindes nehmen, 

spätestens zum Juni 2021. Die später genommenen Monate verringern bei einem weiteren Kind 

nicht die Höhe des Elterngeldes.  

 Der Partnerschaftsbonus, der die parallele Teilzeit der Eltern fördert, soll nicht entfallen oder 

zurückgezahlt werden müssen, wenn Elternteile aufgrund der Corona- Pandemie abweichend zu 

den Planungen arbeiten.  

 Während des Bezugs von Elterngeld sollen Einkommensersatzleistungen, die Elternteile aufgrund 

der Corona-Pandemie erhalten, keinen Einfluss auf die Höhe des Elterngelds haben. Hier sind 

insbesondere Einkünfte aus Kurzarbeitergeld vorgesehen.  

 Um Nachteile bei der späteren Elterngeldberechnung auszugleichen, können werdende Eltern 

Monate mit Corona-bedingt geminderten Einkünften von der Elterngeldberechnung ausnehmen. 

Pressemitteilung BMFSFJ vom 07.05.2020 Bundesrat Kompakt vom 15.05.2020  

  

https://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/sozialschutzpaket-ii-weitere-hilfen-fuer-arbeitnehmer.html
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/20/989/989-pk.html?nn=4352766#top-70
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/elterngeldreform-verabschiedet/155298
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/20/989/989-pk.html?nn=4352766#top-55
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Corona-Hilfen für Studierende: BAföG-Änderung, KfW-Studienkredit, Nothilfefonds 

Die Corona-Pandemie stellt viele Studierende vor finanzielle Herausforderungen. Zwei Drittel der Stu-

dierenden arbeiten neben dem Studium. Viele von ihnen haben ihre Jobs infolge der aktuellen Corona-

Pandemie verloren. Das stellt viele vor finanzielle Engpässe. Für solche Fälle stellt das Bundesminis-

terium für Bildung und Forschung (BMBF) aktuell folgende Hilfen bereit: 

 

BAföG-Änderung: Einkommen aus systemrelevanten Jobs wird nicht angerechnet  

Zusätzliche Einnahmen aus „systemrelevanten Branchen und Berufe“ die seit 1. März 2020 erzielt 

werden, werden beim BAföG nicht angerechnet. Wer also schon im Februar im Krankenhaus gearbeitet 

hat und das nun weiterhin tut, bei dem ändert sich nichts. Wer seine Arbeit aufstockt, bei der oder 

dem wird nur das zusätzliche Einkommen nicht angerechnet, beim Rest wird wie bisher verfahren.  

BAföG, Infos BMBF, Studis online 

 

Überbrückungshilfe in Form des KfW-Studienkredits  

Maximal 650 Euro pro Antragsteller soll es bis einschließlich März 2021 pro Monat geben. Zunächst 

sollen die Kredite zinsfrei sein und auch ausländischen Studierenden offenstehen. Anträge dafür kön-

nen die betroffenen Studierenden schon ab dem 8. Mai stellen. 

Pressemitteilung BMBF vom 30.04.2020, Studis online 

 

Nothilfefonds der Studierendenwerke: geplante Aufstockung um 100 Mio. EUR   

Studierende in besonders akuten Notlagen können hieraus unter den üblichen strengen Regelungen 

eine nichtrückzahlbare Unterstützung erhalten. Tagesschau.de vom 30.04.2020 

 

NRW-Soforthilfe für Soloselbständige nur teilweise für Lebenshaltungskosten einsetzbar? 

Nach Ansicht der Bundesregierung (FAQ BMAS) darf die über die Länder ausgezahlte Soforthilfe für 

Solo- und Kleinselbständige nur für laufende Betriebskosten verwendet werden und nicht für den 

privaten Lebensunterhalt. Der Streit von Bund und Ländern um die Verwendung der Soforthilfen des 

Bundes für Solo- und Kleinselbständige hat in NRW vorerst zu folgendem Ergebnis geführt: „Damit 

Solo-Selbstständigen, die im März und April keinen Antrag auf Grundsicherung gestellt haben, daraus 

kein Nachteil entsteht, gewährt die Landesregierung ihnen für diese Monate einen indirekten Zu-

schuss von insgesamt 2000 Euro.“  

Siehe auch unter der Rubrik Gerichtsentscheidungen die Entscheidung des AG Hagen mit Anmerkung 

von Rechtsanwalt Henning zur Frage des Verwendungszwecks der Soforthilfen. 

Pressemitteilung der Landesregierung NRW vom 12.05.2020   

Informationen und FAQ zur NRW-Soforthilfe 2020  

 

Chancenlose Kinder? Gutes Aufwachsen trotz Überschuldung 

Unter dem Motto stellt die bundesweite Aktionswoche vom 25.05. bis 29.05.2020 Kinderrechte in 

den Mittelpunkt. Kinder sollen unbelastet von den Schuldenproblemen der Eltern aufwachsen können. 

Eine Musterpressemitteilung, die an die Gegebenheiten vor Ort angepasst werden kann, findet sich 

auf der Seite der Aktionswoche.  

Aktionswoche Schuldnerberatung 2020  

 

Beschränkung der Minderjährigenhaftung bei ALG II-Rückforderungen und Aufklärungspflicht  

MdB Judith Skudelny (FDP) hatte gefragt (Drucksache 19/16951, Frage 61), wie die Bundesregierung 

in Berücksichtigung des § 1629a BGB die Handlungsweise der Bundesagentur für Arbeit bewertet, 

dass Rückzahlungen von überbezahlten Sozialleistungen, die durch pflichtwidriges Verhalten des ge-

setzlichen Vertreters, wie zum Beispiel das nicht Anzeigen aufgenommener Arbeit, verursacht wur-

den, gegenüber Minderjährigen eingefordert werden und nach der Vollendung des 18. Lebensjahres 

https://www.bafög.de/informationen-fuer-bafoeg-gefoerderte-757.php
https://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/art-2363-corona-soforthilfe-beschlossen.php
https://www.bmbf.de/de/karliczek-wir-unterstuetzen-studierende-in-not-11501.html
https://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/art-2363-corona-soforthilfe-beschlossen.php
https://www.tagesschau.de/inland/karliczek-studenten-corona-101.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/Corona-Virus/unterstuetzungsmassnahmen-faq-04.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/coronakrise-laender-fordern-wirksamere-soforthilfe-fuer-selbststaendige-a-8590cfdc-2ccc-4535-a91f-485271ad65a6
https://www.wirtschaft.nrw/pressemitteilung/landesregierung-weitet-investitionen-die-nrw-soforthilfe-und-das-mkw
https://www.wirtschaft.nrw/nrw-soforthilfe-2020
http://www.aktionswoche-schuldnerberatung.de/#1554217150293-8e1a2767-a0c5
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hinaus aufrechterhalten bleiben. Die Parlamentarische Staatssekretärin Anette Kramme antwortete, 

dass “Sozialleistungsträger … nach § 14 SGB I verpflichtet (sind), über die Möglichkeit der Haftungs-

beschränkung zu beraten. Im Rahmen ihrer Beratungspflicht informieren die gemeinsamen Einrich-

tungen daher u. a. im Merkblatt „Arbeitslosengeld II/Sozialgeld – Grundsicherung für Arbeitsuchende 

nach dem SGB II” über die Möglichkeit der Haftungsbeschränkung. Darüber hinaus ist in den Aufhe-

bungs- und Erstattungsbescheiden, bei denen (auch) ein minderjähriger Leistungsempfänger in der 

Bedarfsgemeinschaft betroffen ist, automatisch ein entsprechender Hinweis auf die Regelung des § 

1629a BGB enthalten. Derzeit wird geprüft, wie die volljährig Gewordenen darüber hinaus zeitnah zu 

ihrem Eintritt in die Volljährigkeit umfassend und verständlich über die Möglichkeit der Haftungsbe-

schränkung gem. § 1629a BGB informiert werden können. Die Bundesagentur für Arbeit erarbeitet 

hierzu gegenwärtig eine technische Lösung.”  

Quelle: LAG Schuldnerberatung Hamburg 

 

Infoflyer zum Kinderzuschlag 

Das Bündnis „AufRecht bestehen“ hat eine 2-seitige Zusammenstellung aller wichtigen Informationen 

zum Thema Kinderzuschlag (incl. Corona Update) veröffentlicht: Infoflyer KiZ 

 

Hygieneempfehlung für Beratungseinrichtungen der Caritas 

Damit Beratungskräfte für sich selbst und die Ratsuchenden in der aktuellen SARS-CoV-2 Pandemie 

eine Richtschnur für angemessen gesicherte Beratungs-Settings haben, hat der Diözesan-Caritasver-

band für das Erzbistum Köln e. V. auf Grundlage von Verlautbarungen des Bundesministeriums für 

Gesundheit, des Robert-Koch-Instituts und der Berufsgenossenschaft Wohlfahrtspflege Hygieneemp-

fehlungen herausgegeben. Hygieneempfehlung für Beratungseinrichtungen der Caritas 

 

Flyer mit Informationen zum Coronavirus der Integrationsbeauftragten des Bundes 

Die Bestimmungen und Verhaltensregelungen in der Corona-Pandemie sind in den letzten Wochen 

umfassend geändert worden. Umso wichtiger ist es, über die aktuellen Hygienemaßnahmen, Vor-

schriften und Unterstützungsangebote zu informieren. Der Flyer wurde überarbeitet und ist in 20 

Sprachen verfügbar. Er dient als niedrigschwellige, erste Ansprache und verweist auf die umfassenden 

Informationen auf der mehrsprachigen Website. Flyer mit Informationen zum Coronavirus (PDF) 

 

Kreditvermittler Maxda muss 175.000 betrogene Kunden entschädigen 

Ein Verantwortlicher der Speyerer Kreditvermittlungsfirma Maxda Darlehensvermittlungsgesellschaft 

mbH ist wegen Betrugs an bundesweit rund 175.000 Kunden zu einer Bewährungsstrafe und zur 

Zahlung von „mehreren Millionen“ Euro verurteilt worden. Geschädigte haben eine Frist von 6 Mona-

ten, ab Veröffentlichung im Bundesanzeiger, um Schadenersatz zu fordern. Die Urteile finden Sie mit 

dem Suchbegriff 6581 VRs 6050 Js 19201/19 (Aktenzeichen Tatzeitraum 01.06.2013-06.10.2017) 

und/oder 6581 VRs 6050 Js 116/20 (Aktenzeichen Tatzeitraum 01.01.2010-31.05.2013) auf der 

Startseite des Bundesanzeigers.  Ansprüche können mit Formular 6050 Js 116/20 und/oder Formular 

6050 Js 19201/19 bei der Staatsanwaltschaft Kaiserslautern angemeldet werden. 

Presseartikel vom 05.05.2020, Presseartikel vom 08.05.2020 

  

https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2020/zur-beschraenkung-der-minderjaehrigenhaftung-%C2%A7-1629a-bgb-bei-alg-ii-rueckforderungen-und-die-pflicht-der-sozialleistungstraeger-darueber-aufzuklaeren/?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed%3A+RSS-Schuldnerberatung+%28RSS+Schuldnerberatung%29
https://www.erwerbslos.de/images/Infoflyer-KiZ_AufRecht-bestehen_20200427-Kasten_Corona.pdf
https://www.caritasnet.de/export/sites/dicv/.content/.galleries/downloads/corona-blog/2020-04-28_Hygieneempfehlungen-Beratungseinrichtungen.pdf
http://www.integrationsbeauftragte.de/corona-virus
http://www.bundesanzeiger.de/
https://stakl.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Ordentliche_Gerichte/Landgerichte/Kaiserslautern/STAKL/Formular__6050_Js_116_20.pdf
https://stakl.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Ordentliche_Gerichte/Landgerichte/Kaiserslautern/STAKL/Formular__6050_Js_19201_19.pdf
https://stakl.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Ordentliche_Gerichte/Landgerichte/Kaiserslautern/STAKL/Formular__6050_Js_19201_19.pdf
https://www.rheinpfalz.de/lokal/pfalz-ticker_artikel,-kreditfirma-maxda-betrügt-175-000-kunden-um-30-millionen-euro-_arid,5061838.html
https://www.rheinpfalz.de/lokal/pfalz-ticker_artikel,-lesetipp-wie-kommen-175-000-betrugsopfer-an-schadenersatz-_arid,5063202.html
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Gerichtsentscheidungen 

 

Landgericht Köln: Pfändungsschutz für Corona-Soforthilfen 

Der Schuldner erhielt über das Programm zur Gewährung von Corona-Sofort-Hilfen 9.000 € als ein-

malige Pauschale bewilligt mit der Maßgabe, dass die Soforthilfe zum Ausgleich der durch die 

Corona-Pandemie ausgelösten wirtschaftlichen Engpässe genutzt werden soll. Konkret heißt es in 

dem Bewilligungsbescheid: Die Soforthilfe erfolgt ausschließlich zur Milderung der finanziellen Not-

lagen des betroffenen Unternehmens bzw. des Selbständigen im Zusammenhang mit der COVID-19-

Pandemie als Einmalzahlung für drei Monate. Die Soforthilfe dient insbesondere zur Überbrückung 

von Liquiditätsengpässen, die seit dem 1. März 2020 im Zusammenhang mit der COVID-19-Pande-

mie entstanden sind. Nicht umfasst sind vor dem 1. März 2020 entstandene wirtschaftliche Schwie-

rigkeiten bzw. Lieferengpässe. 

Der Schuldner beantragte die Aufhebung der Pfändung auf seinem Konto und die Freigabe des Be-

trages in Höhe von 9.000 € für sich und für den laufenden Lebensunterhalt seiner Familie.  
 

Da das Zwangsvollstreckungsrecht den Antrag auf Freigabe der Corona-Soforthilfe von einem soge-

nannten Pfändungsschutzkonto nicht kennt, hat das Landgericht den Antrag als Vollstreckungs-

schutzantrag des Schuldners nach § 765a ZPO ausgelegt. Der Anspruch des Schuldners auf die 

Corona-Soforthilfe sei nach § 851 ZPO unpfändbar und schließe daher den Gläubigerzugriff aus, 

soweit dieser mit dem der Zahlung zugrundeliegenden Zweck unvereinbar wäre. Die Zweckbindung 

ergebe sich aus dem Leistungszweck der Sicherung der wirtschaftlichen Existenz des Begünstigten 

und der Überbrückung von Liquiditätsengpässen infolge der Corona Pandemie und könne daher nicht 

zur Befriedigung von Altschulden dienen. Es dürfe keinen Unterschied machen, dass die Corona So-

forthilfe auf ein besonderes Pfändungsschutzkonto überwiesen wurde.  

 

Anmerkung: Die Frage, ob die Soforthilfen nur für die laufenden Betriebskosten oder auch zur Sicher-

stellung der privaten Lebenshaltung verwendet werden dürfen, ist umstritten, siehe dazu unter Für 

die Praxis die Meldung zur NRW-Soforthilfe und das folgende Urteil des AG Hagen. 

Pressemitteilung des LG Köln vom 30.04.2020 LG Köln, Beschluss vom 23.04.2020 - 39 T 57/20  

 

AG Hagen: NRW-Soforthilfe ist unpfändbar und auf dem P-Konto des Schuldners freizugeben 

Der Schuldner erhielt aus dem Soforthilfeprogramm des Landes NRW 9.000 €. Der Betrag wurde auf 

das Pfändungsschutzkonto des Schuldners überwiesen. Die Hilfe soll die Fortführung der Selbststän-

digkeit des Schuldners ermöglichen, aber auch seinen Lebensunterhalt sichern. Das Amtsgericht Ha-

gen hat dem Antrag des Schuldners in vollem Umfang entsprochen, die Zahlung nach § 850i ZPO 

freizustellen. Der Zuschuss sei zudem als nicht übertragbare und zweckgebundene Leistung auch 

nach § 851 ZPO unpfändbar. 

 

Rechtsanwalt Henning merkt hierzu an: „Die Unpfändbarkeit der von den Bundesländern in der aktu-

ellen Pandemie an Kleinselbstständige ausgezahlte Soforthilfen dürfte grundsätzlich wenig strittig 

sein. Ebenso unterliegen die Hilfen einem Auf- und Verrechnungsverbot und können daher von den 

girokontoführenden Instituten wegen eigener Forderungen gegen den Schuldner nicht einbehalten 

werden.  

Höchst unklar ist aber, wofür die Soforthilfen verwandt werden dürfen. Nach aktuellen Meldungen 

(bspw. Spiegel Heft 18/2020 S. 50) sollen sie nicht für die Sicherung des Lebensunterhalts des Selbst-

ständigen gedacht sein. Hierzu sollen die Betroffenen Hilfe zum Lebensunterhalt bei den Kommunen 

https://www.justiz.nrw.de/JM/Presse/presse_weitere/PresseOLGs/30_04_2020_/index.php
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/lgs/koeln/lg_koeln/j2020/39_T_57_20_Beschluss_20200423.html
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beantragen. Dies lässt sich den ergangenen Bescheiden allerdings nicht entnehmen. Im Bescheid, der 

hier Anlass für den Schutzantrag war, führt die Bezirksregierung aus: „Die Soforthilfe erfolgt aus-

schließlich zur Milderung der finanziellen Notlage des betroffenen Unternehmens bzw. des Selbst-

ständigen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie als Einmalzahlung für einen Bewilligungs-

zeitraum von drei Monaten ab Antragstellung.“ Auch das Amtsgericht Hagen vertritt offensichtlich 

den Standpunkt, dass zur „Milderung der finanziellen Notlage“ auch die Deckung des Lebensunter-

halts des Schuldners gehört.“ Quelle: Inso-Newsletter RA Henning 4-20 

AG Hagen, Beschluss vom 07.04.2020 - 109 IN 13/20 

 

BGH: Kürzung der Mindestvergütung für Insolvenzverwalter 

Mit Beschluss vom 12.03.2020 hat der BGH festgestellt, dass im Verbraucherinsolvenzverfahren auch 

die Mindestvergütung des § 13 InsVV ausnahmsweise um einen Abschlag nach § 3 Abs. 2 Buchst. e 

InsVV gekürzt werden kann, wenn u.a. wegen der Überschaubarkeit der Vermögensverhältnisse und 

der geringen Anzahl der Gläubiger oder der geringen Höhe der Verbindlichkeiten der durchschnittli-

che Aufwand eines massearmen Verfahrens beträchtlich unterschritten wird und sich ohne die zu-

sätzliche Kürzung eine unangemessene hohe Vergütung ergäbe. 

BGH, Beschluss vom 12.3.2020 - IX ZB 33/18  

 

 

Veranstaltungen 

 

 

Iff-Konferenz findet online statt  

Aufgrund einer aktuellen Verordnung des Landes Hamburg zum Corona-Virus, wird die 15. Interna-

tionale Konferenz für Finanzdienstleistungen am 18./19. Juni 2020 als Online-Konferenz stattfinden. 

Unter dem diesjährigen Leitthema „Nachhaltige Finanzwirtschaft“ wird diskutiert, wie das Thema 

Nachhaltigkeit die Finanzdienstleistungsbranche verändert. Nähere Informationen, das Konferenz-

programm sowie die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie hier.  

 

 

 

-------------------------------------------------------- 

  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=8195&Seite=4&nr=105738&pos=136&anz=397
https://www.iff-hamburg.de/hamburg-2020/
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Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der darge-

botenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger Infor-

mationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausgeschlossen. 

Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und Funktionsfä-

higkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle zu-

lässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden daher 

weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten werden 

selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiter gegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie uns dies bitte per 

E-Mail an nrw-infodienst@schuldnerhilfe.de mit. Eine Abmeldung ist auch bei den zu-

ständigen Fachberater*innen möglich. Geben Sie dabei bitte alle E-Mailadressen an, die 

aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Abmeldung NRW Infodienst 

Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeordnet werden kann. Eine Lö-

schung der Daten ist selbstverständlich auch noch später möglich. Ihre Daten werden 

nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung zu schicken. 
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